
dern in der Regel in der Wohnung des Werktätigen 
ausgeübt wird. H. ist vorrangig solchen Bürgern Vor­
behalten, die ihr Recht auf Arbeit nicht auf andere 
Weise wahmehmen können, weil sie körperbehin­
dert oder Altersrentner sind oder weil sie Kleinkin­
der oder körperbehinderte Familienangehörige zu 
betreuen haben, deren Unterbringung in entspre­
chenden Einrichtungen nicht möglich oder nicht 
zweckmäßig ist. H. wird auch an Einrichtungen des 
Gesundheits- und Sozialwesens, vor allem an solche, 
in denen Arbeitstherapie durchgeführt wird, sowie 
an Sonderwerkstätten für Körperbehinderte verge­
ben (АО über die Vergabe von Heimarbeit vom
1.10.1964, GBl. II 1964 Nr. 107 S.861). Betriebe 
dürfen H., die befristet werden kann, nur mit Zu­
stimmung des zuständigen Amtes für Arbeit verge­
ben. Eine Befristung und deren Gründe sind dem 
Betrieb und von diesem dem Werktätigen vor Ab­
schluß des / Arbeitsvertrages mitzuteilen (§ 5 
Abs. 2 der genannten АО). Kann die Befristung 
nicht verlängert werden, ist dem Werktätigen ein zu­
mutbarer Arbeitsplatz Zumutbarkeit einer ande­
ren Arbeit) im Betrieb zur Verfügung zu stellen und 
der Arbeitsvertrag entsprechend zu ändern. Ist dies 
aus betrieblichen Gründen oder aus persönlichen 
Gründen des Werktätigen nicht möglich, ist das Ar­
beitsrechtsverhältnis über die H. durch / Aufhe­
bungsvertrag, / Kündigung des Arbeitsrechtsver­
hältnisses oder / Überleitungsvertrag zu beenden.

Heimerziehung / Jugendhilfe

Helfer in der Feriengestaltung - Mitwirkender bei 
der Durchführung der verschiedenen Formen einer 
sinnvollen und erlebnisreichen Feriengestaltung der 
Schüler und Lehrlinge {/ Feriengestaltung der 
Schüler, Studenten und Lehrlinge). H. sind von den 
Trägern der Ferienveranstaltungen gründlich auf ih­
re Aufgaben vorzubereiten. H., die als Leiter oder 
Gruppenleiter eingesetzt werden sollen, müssen 
mindestens 18 Jahre alt sein und über die erforderli­
chen Voraussetzungen zur Betreuung und Erziehung 
von Kindern und Jugendlichen verfügen. Als Helfer 
können unter Leitung eines Verantwortlichen auch 
Schüler der Oberschulen (9.-12. Klasse) arbeiten.
H. erhalten gemäß Anlage 13 des RKV über die Ar- 
beits- und Lohnbedingungen für die Mitarbeiter in 
Einrichtungen der Volksbildung und kommunalen 
Einrichtungen der Berufsausbildung Nr. 102/78 eine 
steuerfreie, nicht der Beitragspflicht zur Sozialversi­
cherung unterliegende Entschädigung von 5 bis 
9 Mark pro Tag je nach der übernommenen Aufga­
be. Diese steht - außer Lehrern - nur solchen H. zu, 
die in keinem Arbeitsverhältnis stehen oder die diese 
Tätigkeit während des Urlaubs ausüben, sowie Schü­
lern und Studenten, wenn sie außerhalb der Praktika 
tätig werden. Freigestellte Betriebsangehörige, die 
in Ferienlagern tätig werden, erhalten keine Ent­
schädigung, sondern Lohn in Höhe ihres Durch­
schnittsverdienstes der letzten 13 Wochen aus dem 
Lohnfonds ihres Betriebes oder der Betriebe, die das 
Ferienlager durchführen.

Herausgabe

Herausgabeanspruch - Recht des persönlichen Ei­
gentümers, von jedem, der ihm sein Eigentum unbe­
rechtigt vorenthält, die Herausgabe zu verlangen. 
Der H. gemäß §33 Abs. 2 ZGB ist ein wichtiges 
rechtliches Mittel, um das persönliche Eigentum zu 
schützen. Voraussetzung ist, daß jemand eine Sache 
ohne Erlaubnis des Eigentümers oder ohne eine an­
dere Berechtigung besitzt. Ist der Besitzer hingegen 
zum / Besitz berechtigt, steht dem Eigentümer kein
H. gegen den Besitzer zu. Ein vermietetes Zimmer, 
eine vertraglich zur Nutzung überlassene Bodenflä­
che oder ein entliehenes Buch können nicht ohne 
weiteres herausverlangt werden. In diesen Fällen 
wird dem Eigentümer nichts unberechtigt vorenthal­
ten; die Nichteigentümer besitzen die jeweilige Sa­
che zu Recht. Die Wiedererlangung der Sache ist hier 
nur auf der vertraglichen Grundlage möglich, die für 
die Hingabe der Sache maßgebend war. Die verein­
barte Nutzungszeit muß abgelaufen, das Miet- bzw. 
Nutzungsverhältnis in zulässiger Weise gekündigt 
sein usw. Der Eigentümer hat einen H. auch dann, 
wenn ihm ein Bürger eine Sache nicht wissentlich 
vorenthält, wenn dieser z. B. eine gestohlene Sache 
gekauft hat, ohne von deren Herkunft Kenntnis zu 
haben. Auch wer eine Sache gefunden hat ( / Fund), 
sie irrtümlich besitzt (z. B. durch Verwechslung mit 
seinem Eigentum an sich genommen hat) oder sie in 
ähnlicher Weise ohne Berechtigung erlangt hat, ist 
herausgabepflichtig. Nach § 33 Abs. 3 ZGB steht der
H. nicht nur dem Eigentümer, sondern auch dem 
rechtmäßigen Besitzer einer Sache zu. Wurde ihm 
z. B. eine Sache, die er sich geliehen hat, gestohlen, 
hat er als rechtmäßiger Besitzer (Entleiher) das 
Recht, unmittelbar vom Dieb die Herausgabe zu ver­
langen. Er muß sich also nicht erst an den Eigentü­
mer wenden.

Herausgabe unberechtigt erlangter Leistungen -
Pflicht zur Rückgabe von Leistungen oder anderen 
materiellen Vorteilen, die jemand, ohne Anspruch 
darauf zu haben, zum Nachteil eines anderen erlangt 
hat. Unberechtigt können z.B. Leistungen erlangt 
sein, wenn sie auf Grund eines nichtigen Nichtig­
keit) oder teilweise nichtigen Vertrages erbracht 
worden sind, wenn irrtümlich Zahlungen geleistet 
oder Waren angeliefert werden. Der Empfänger hat 
das Erlangte an den benachteiligten Betrieb oder 
Bürger herauszugeben oder den Wert zu ersetzen, 
wenn die Herausgabe nicht möglich ist (§§356, 357 
ZGB). Mit der Pflicht zur H. werden nicht gewollte 
bzw. von der sozialistischen Rechtsordnung nicht ge­
billigte Vermögensänderungen korrigiert. Da die 
Herausgabepflicht kein pflichtwidriges Verhalten 
des Empfängers voraussetzt, ist dieser grundsätzlich 
nur in dem Umfang zur Herausgabe bzw. zum Wert­
ersatz verpflichtet, der dem noch bestehenden Vor­
teil entspricht. Die Herausgabe oder ein Wertersatz 
entfallen demzufolge, wenn der Empfänger keine 
Vorteile mehr besitzt, weil z. B. die Sache verloren­
gegangen ist oder bei Geldleistungen der Empfänger
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